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1. Vom Länderbericht zur nächsten Strategie Nachhaltige Entwicklung 
Im Juli 2018 präsentierte die Schweiz an der UNO 
in New York ihren ersten Länderbericht zur Um-
setzung der Agenda 2030 für nachhaltige Entwick-
lung mit ihren 17 Zielen (Sustainable Development 
Goals, SDGs).1 Grundlage für den Länderbericht ist 
die ausführliche Bestandsaufnahme der Bundes-
verwaltung.2 
Basierend auf dem Länderbericht entwirft der 
Bundesrat derzeit die nächste Strategie Nachhal-
tige Entwicklung (SNE) für den Zeitraum 2020 bis 
2030. Die SNE soll möglichst umfassend auf die 
Agenda 2030 ausgerichtet werden. Sie soll die im 
Länderbericht ausgewiesenen Herausforderun-
gen aufgreifen, diese mit den sektoralpolitischen 
Instrumenten verknüpfen und Schwerpunkte für 
die Umsetzung setzen. 
Wechselwirkungen zwischen den SDGs 
Diese Ausrichtung verlangt eine neue Art der poli-
tischen Zusammenarbeit über Sektoren hinweg. 
Die 17 SDGs und 169 Unterziele sind eng mitei-
nander verknüpft. Das heisst: Die Ziele können nur 
erreicht werden, wenn auch bei anderen Zielen 
Fortschritte erzielt werden – beispielsweise sau-
bere Energien (SDG 7) leisten einen wichtigen Bei-
trag zum Klimaschutz (SDG 13) und zum Erhalt von 
Ökosystemen (SDG 15). Umgekehrt bedeuten 
Rückschritte bei einem Ziel (z.B. zunehmende so-
ziale Ungleichheiten, SDG 10) negative Folgen bei 
anderen Zielen (steigende Armut, SDG 1, und zu-
nehmende Konflikte, SDG 16).  
Die Berücksichtigung von Verknüpfungen zwi-
schen den SDGs ist auch eine Antwort auf die 
früheren Millennium-Entwicklungsziele (2000-
2015), deren wesentliche Schwäche darin lag, 
dass ihre Umsetzung vorwiegend in „Silos“ statt-
fand und hauptsächlich Entwicklungsländer in die 
Pflicht nahm. Bei der Umsetzung der Agenda 2030 
sind solche Wechselwirkungen zwischen den 
SDGs deshalb entsprechend zu berücksichtigen.  
Neue Ansätze für die SNE 
Was heisst das konkret? Bei der Formulierung der 
neuen SNE müssen einerseits Massnahmen iden-
tifiziert werden, welche möglichst viele Synergien 
zwischen den einzelnen Sektoralpolitiken erzeu-
gen. Ein koordiniertes Vorgehen spart Kosten bzw. 
erzielt eine höhere Wirkung, als wenn einzeln pro 
Ziel Massnahmen gesucht und umgesetzt werden. 
Andererseits müssen die unterschiedlichen Inte-
ressen offengelegt und bei Zielkonflikten eine Aus-
handlung bzw. Konsensfindung ermöglicht wer-
den. 
Für das Formulieren einer umfassenden und kohä-
renten SNE stellen sich folgende Fragen:  
 Wie können die heute stark sektoral ausge-
richteten Politikbereiche effektiv im Sinne 
der Agenda 2030 verknüpft werden?  
 Wo ergeben sich allfällige Synergien, und wo 
behindern Massnahmen in einem Politikbe-
reich die Zielerreichung in anderen Berei-
chen? 
 Wie kann die Umsetzung der Agenda 2030 
aus der Verwaltung heraus effektiv begleitet 
werden – insbesondere in Zusammenarbeit 
mit anderen Verwaltungseinheiten, kantona-
len und kommunalen Behörden, Wirtschaft, 
Wissenschaft und Zivilgesellschaft? 
Im vorliegenden Bericht geht SDSN Switzerland 
auf diese wichtigen Fragen mit Blick auf die Errei-
chung der SDGs bis 2030 ein und präsentiert erste 
Lösungsansätze für die Schweiz sowie entspre-
chende Handlungsempfehlungen für Bundesrat 
und Parlament. 
                                                          
1  Die Umsetzung der Agenda 2030 für nachhaltige Entwick-
lung durch die Schweiz – Länderbericht der Schweiz 2018 
https://www.eda.admin.ch/con-
tent/dam/agenda2030/de/documents/laenderbericht-
der-schweiz-2018_DE.pdf  
 
2  Die Umsetzung der Agenda 2030 für nachhaltige Entwick-
lung durch die Schweiz – Bestandsaufnahme der Schweiz 
als Grundlage für den Länderbericht 2018 
https://www.eda.admin.ch/con-
tent/dam/agenda2030/de/documents/agenda2030-
grundlage-laenderbericht-bestandesaufnahme-schweiz-
2018_DE.pdf  
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2. Prioritäre Handlungsbereiche 
Einbezug nicht-staatlicher Akteure 
Im Rahmen der Erarbeitung des Länderberichts 
der Schweiz 2018 führte die Bundesverwaltung im 
Sommer 2017 eine breit angelegte Online-Um-
frage bei nicht-staatlichen Akteuren durch mit 
dem Zweck, die Zielsetzungen des Bundes bezüg-
lich Umsetzung der Agenda 2030 zu beurteilen 
und Herausforderungen bei der Umsetzung der 
Agenda 2030 zu beschreiben. An der Umfrage be-
teiligten sich 167 Organisationen aus folgenden 
Akteursgruppen: Zivilgesellschaftliche Organisati-
onen (33 Organisationen), Wirtschaft (41), Um-
welt (22), Soziales (46), Wissenschaft (18), und öf-
fentlich-rechtliche Körperschaften (7).3  
Ermittlung der prioritären Unterziele 
SDSN Switzerland hat die Antworten der 167 Or-
ganisationen ausgewertet und diejenigen Unter-
ziele als prioritär eingeschätzt, welche entweder 
von mind. 20% aller Organisationen oder inner-
halb einer einzelnen Akteursgruppe von mind. 
40% der Organisationen als wichtig bezeichnet 
wurden. Die Auswertungen ergeben insgesamt 24 
prioritäre Unterziele (vgl. Abb. 1 und Box 1 auf 
Seite 5).4 
 
 
                                                          
3  Die Zuteilung der teilnehmenden Organisationen in Ak-
teursgruppen wurde durch die Bundesverwaltung vorge-
nommen und von SDSN Switzerland im Rahmen dieses 
Berichts mit geringfügigen Änderungen validiert. 
4  Für eine detaillierte Übersicht der prioritären Unterziele 
vgl. Glossar auf Seiten 14-15. 
  
Abb. 1: Prioritäre Unterziele der nicht-staatlichen Akteure.  
Quelle: Online-Konsultation der Bundesverwaltung zur Bestandsaufnahme der Agenda 2030; Auswertungen SDSN Switzerland  
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Acht prioritäre Handlungsbereiche 
Die 24 prioritären Unterziele lassen sich in nach-
folgenden acht Clustern bzw. politischen Hand-
lungsbereichen zusammenfassen. Zusammen mit 
den 24 Unterzielen bilden diese acht prioritären 
Handlungsbereiche das Raster, auf welchem die 
Analysen der Wechselwirkungen zwischen den 
SDGs aufbauen (vgl. Kapitel 3). 
 Armutsbekämpfung & Globale Verantwor-
tung (Unterziele 1.1, 1.2, 1.4 & 1.a): Insbe-
sondere zivilgesellschaftliche Organisationen 
und Akteure aus dem Themenfeld „Soziales“ 
haben diese Unterziele als wichtig eingestuft. 
Dabei haben mehrere Akteure einerseits die 
Notwendigkeit für Massnahmen zur Unter-
stützung von Armutsbetroffenen in der 
Schweiz und zur Verringerung der sozialen 
Diskrepanz (Ungleichheiten) herausgestri-
chen. Andererseits soll die Schweiz ihren Ver-
fassungsauftrag „zur Linderung von Not und 
Armut in der Welt“ (Artikel 54) wahrnehmen. 
 Nachhaltige Nahrungssysteme (Unterziele 
2.3, 2.4): Die Transformation hin zu einem 
nachhaltigen Nahrungssystem der Schweiz 
und weltweit (50% der Nahrungsmittel wer-
den importiert) ist ein zentrales Anliegen fast 
aller Interessensgruppen (Zivilgesellschaft, 
Umwelt, Wissenschaft, Wirtschaft). Produkti-
vitätsgewinne sind insbesondere in der klein-
bäuerlichen Landwirtschaft in Entwicklungs-
ländern anzustreben (Unterziel 2.3).  
 Umweltverschmutzung (Unterziele 3.9, 6.3): 
Insbesondere Umweltakteure weisen auf die 
Gefahren von chemischen Einträgen (z.B. 
Pestizide, Ammoniak und Antibiotika) und 
Verunreinigungen (z.B. Mikropartikel) und 
deren Konsequenzen für Mensch und Öko-
systemen (insb. Gewässer und Böden) hin. 
 Bildung für nachhaltige Entwicklung (Unter-
ziel 4.7): Die Anstrengungen zugunsten der 
Bildung für nachhaltige Entwicklung geht ins-
besondere Vertretern der Zivilgesellschaft, 
aus Umweltorganisationen und wissen-
schaftlichen Institutionen zu wenig weit. Da-
bei werden u.a. mangelnde Koordination 
über alle drei Staatsebenen und zwischen 
den Kantonen, sowie fehlende Förderpro-
gramme im universitären Bereich genannt. 
 
 Nachhaltige Energiesysteme (Unterziele 7.1, 
7.2, 7.3): Die künftige Energieversorgung der 
Schweiz ist ein zentrales Anliegen der Wirt-
schaft und der Umweltorganisationen – mit 
teilweise divergierenden Ansichten. Im Zent-
rum steht die Frage, ob für eine günstige 
Stromversorgung (Unterziel 7.1), die Förde-
rung von erneuerbaren Energien (7.2) und 
Energieeffizienzmassnahmen (7.3) der Staat 
mit intelligenten Anreizsystemen engreifen 
soll, oder ob die Ziele der Energiestrategie 
über den Markt erreicht werden können.  
 Grünes Wachstum & Kreislaufwirtschaft (Un-
terziele 8.4, 12.2, 12.5, 12.6): Insbesondere 
Wirtschafts- wie auch Umweltkreise wün-
schen sich eine verbesserte Ressourceneffizi-
enz und eine stärkere Entkoppelung von öko-
nomischem Wachstum und der zunehmen-
den Umweltzerstörung (Unterziel 8.4). Zu-
dem gibt es eine breite Akzeptanz für Mass-
nahmen, welche die Effizienz des Ressour-
cenverbrauchs stärken – sowohl beim Abbau 
von Umweltressourcen, als auch bei der Re-
duktion von Abfall (12.2, 12.5). Unternehmen 
sollen zudem ihre Wertschöpfungsketten auf 
Nachhaltigkeit ausrichten (12.6). 
 Klimaschutz (Unterziele 13.2, 13.3): Beim 
Thema Klimawandel und Klimaschutz eröff-
nen sich ähnliche Divergenzen wie bei der 
Ausrichtung der Energieversorgung: Wäh-
rend die Ziele des Bundes für verbesserte Kli-
maschutzmassnahmen (Unterziel 13.2) und 
die Sensibilisierung zum Klimawandel (13.3) 
für die Zivilgesellschaft und Umweltorganisa-
tionen zu wenig weit gehen, plädieren meh-
rere Wirtschaftsvertreter für abgeschwächte 
Ziele bzw. wünschen sich weniger Interven-
tionen vonseiten des Regulators. 
 Schutz & nachhaltige Nutzung von Ökosyste-
men (15.1-15.5, 15.a): Insbesondere die Um-
weltorganisationen, aber teilweise auch die 
Wissenschaft und zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen schätzen den Schutz, die Regene-
rierung und nachhaltige Nutzung von Ökosys-
temen (Gewässer, Wälder, Bergökosysteme, 
Feucht- und Trockengebiete, Böden) als prio-
ritär ein und fordern zusätzliche finanzielle 
Mittel für deren Erhalt. Auch der Verlust von 
biologischer Vielfalt (insb. Pflanzen, Insekten, 
Vögel, Säugetiere) wird mit Besorgnis zur 
Kenntnis genommen.
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Box 1 – Beurteilung der prioritären Unterziele nach Akteursgruppen5 
 
 
                                                          
5  Für die Auswertung der prioritären Unterziele pro Akteursgruppe wurden die öffentlich-rechtlichen Körperschaften ausge-
schlossen, da die Anzahl von 7 teilnehmenden Organisationen zu klein ist. Bei der Auswertung der prioritären Unterziele 
aller 167 Organisationen wurden die öffentlich-rechtlichen Körperschaften einberechnet.  
Abb. 2: Beurteilung der prioritären Unterziele nach einzelnen Akteursgruppen.  
Quelle: Online-Konsultation der Bundesverwaltung zur Bestandsaufnahme der Agenda 2030; Auswertungen SDSN Switzerland 
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3. Synergien und Zielkonflikte zwischen den SDG-Unterzielen
Systemische Zusammenhänge der SDGs 
Die Agenda 2030 mit ihren 17 SDGs ist eine Vi-
sion für eine globale nachhaltige Entwicklung, 
die den Anspruch hat, in ihrer Gesamtheit mehr 
als die Summe der einzelnen Ziele darzustellen. 
Die Umsetzung der 169 Unterziele führt zwangs-
weise sowohl zu negativen als auch positiven 
Wirkungen auf andere Zieldimensionen. 
Für die effektive Umsetzung der Agenda 2030 in 
der Schweiz stellen sich folgende Fragen: Wie 
können die heute stark sektoral ausgerichteten 
Politikbereiche effektiv im Sinne der Agenda 
2030 verknüpft werden? Wo ergeben sich allfäl-
lige Synergien zwischen Politikbereichen, und 
wo behindern Massnahmen in einem Politikbe-
reich die Zielerreichung in anderen Bereichen? 
Um Antworten auf diese systemischen Fragen zu 
finden, hat SDSN Switzerland eine Analyse der 
Wechselwirkungen zwischen den 24 prioritären 
                                                          
6  Nilsson et al. (2016). Map the interactions between Sustainable Development Goals. https://doi.org/10.1038/534320a 
7  Weitz et al. (2017). Towards systemic and contextual priority setting for implementing the 2030 Agenda.  
https://link.springer.com/article/10.1007/s11625-017-0470-0 
8  Die Experteneinschätzungen wurden namentlich von den Autoren M. Bergöö, T. Breu und C. Ott vorgenommen. 
Unterzielen und den acht politischen Handlungs-
bereichen vorgenommen.  
Methodische Vorgehensweise  
SDSN Switzerland stützt sich für die Analyse in ei-
nem ersten Schritt auf das Bewertungssystem 
für SDG-Wechselwirkungen von Nilsson et al. 
(2016, vgl. Abb. 3).6 Je stärker der Beitrag eines 
Unterziels zur Erreichung der Ziele eines politi-
schen Handlungsbereichs im Sinne der Agenda 
2030, desto höher die Punktezahl (+1 bis +3). 
Umgekehrt werden Zielkonflikte zwischen ein-
zelnen Themenbereichen mit negativen Punkten 
bewertet (-1 bis -3). Null bedeutet, dass es kei-
nen Zusammenhang zwischen den Zielen gibt o-
der sich mögliche Synergie- und Konfliktpotenzi-
ale neutralisieren. 
Die Experteneinschätzungen werden in einem 
zweiten Schritt in einer Wechselwirkungsmatrix 
(vgl. Abb. 4) zusammengefügt, welche 2017 erst-
mals von Weitz et al. für die Setzung von Umset-
zungsprioritäten in Schweden ver-
wendet wurde.7 
Konkret hat SDSN Switzerland pro 
Verknüpfung bewertet, wie Fort-
schritte beim Unterziel mögliche 
Fortschritte beim Handlungsbereich 
beeinflussen (positiv / blau = Syner-
gien; negativ / rot = Zielkonflikte; null 
/ weiss = kein Einfluss).8 Dabei wur-
den die Auswirkungen auf die acht 
prioritären Handlungsfelder der 
Schweiz analysiert – also beispiels-
weise die Armutsbekämpfung oder 
die Transition zu einem nachhaltigen 
Nahrungssystem in der Schweiz (aus-
ser SDGs wie das Unterziel 1.1 zur 
globalen Armutsreduktion sprechen 
explizit die globale Verantwortung 
der Schweiz an). Die Wechselwirkun-
gen wurden zudem aus praktikablen 
Gründen nur in eine Richtung bewer-
tet: Der Einfluss der 24 prioritären 
Abb. 3: 7-Punkte Skala zur Bewertung der Wechselwirkungen zwischen SDGs und 
SDG-Unterzielen.  
Quelle: Nilsson et al. (2016)  
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Unterziele auf die acht Handlungsbereiche – und 
nicht umgekehrt. 
Wechselwirkungsmatrix für die Schweiz 
Die Auswertung der Wechselwirkungen zwi-
schen den prioritären Unterzielen und Hand-
lungsbereichen der Schweiz zeigt, dass bei der 
Umsetzung der Agenda 2030 die Synergien (co-
benfits, blaue Färbung) gegenüber den Zielkon-
flikten (trade-offs, rote Färbung) klar überwie-
gen (vgl. Abb. 4).  
Für die Strategie Nachhaltige Entwicklung der 
Schweiz bedeutet dies, dass zahlreiche politi-
sche Handlungsfelder bzw. Sektoralpolitiken ge-
winnbringend im Sinne von win-win-Strategien 
und Massnahmen miteinander verknüpft wer-
den können.9 Zur Anschauung greifen wir einige 
der am stärksten miteinander verknüpften 
Handlungsbereiche heraus (Wertung +3):  
 Ohne den Ausbau der erneuerbaren Ener-
gien (Wasserkraft, Photovoltaik, Windener-
gie, Biomasse, Unterziel 7.2) wird die 
Schweiz die Pariser Klimaziele kaum errei-
chen können. Deshalb sollte diese starke 
Wechselwirkung in der Totalrevision des 
CO2-Gesetzes berücksichtigt werden. 
 Massnahmen zur Steigerung der Energieef-
fizienz (7.3), beispielsweise in der Mobilität, 
im Gebäudebereich, aber auch im Bereich 
Digitalisierung und Automatisierung, sind 
Kernelemente der Kreislaufwirtschaft und 
Grünen Wirtschaft. 
 Nur mit substanziellen Anstrengungen zur 
Abfallreduktion (12.5) kann ein effektiver 
Umweltschutz umgesetzt werden (z.B. we-
niger Mikroplastik in Gewässern).  
 Die nachhaltige Bewirtschaftung und effizi-
ente Nutzung von natürlichen Ressourcen 
(12.2) ist Grundlage für ein nachhaltiges 
Nahrungssystem in der Schweiz – wie in den 
Umweltzielen Landwirtschaft festgehalten 
und aktuell in der Agrarpolitik 2022-2025 
diskutiert. 
Bei der Beurteilung der Wechselwirkungen erga-
ben sich jedoch auch einige Zielkonflikte, welche 
                                                          
9  Für eine kommentierte Bewertung der Wechselwirkun-
gen zwischen Unterzielen und Handlungsbereichen: 
https://bit.ly/2VunnlT  
Abb. 4: Wechselwirkungsmatrix zwischen den prioritären Unterzie-
len und Handlungsbereichen für die Schweiz. 
Quelle: Auswertungen SDSN Switzerland 
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es bei der Formulierung von griffigen Massnah-
men im Aktionsplan zur Strategie Nachhaltige 
Entwicklung zu berücksichtigen gilt. Wo sinnvoll 
soll die Strategie Nachhaltige Entwicklung be-
reits mögliche Ansätze zur Aushandlung der In-
teressenskonflikte bzw. zur Konsensfindung vor-
schlagen (vgl. dazu Empfehlung 2 auf Seite 12). 
 Der stärkste Zielkonflikt (-3) besteht zwi-
schen der Verdoppelung der landwirt-
schaftlichen Produktivität und des Einkom-
mens (Unterziel 2.3) und dem Schutz der 
Ökosysteme in der Schweiz. Aufgrund der 
bereits hohen Flächenproduktivität in der 
Schweizer Landwirtschaft besteht die Ge-
fahr, dass eine substanzielle Ausweitung 
der Produktion (mit entsprechenden Mass-
nahmen wie Pestiziden, Düngemitteln, Er-
höhung des Tierbestands etc.) zu einer stär-
keren Überbelastung der Ökosysteme führt 
(Verlust Biodiversität, Stickstoffeinträge in 
Gewässer und Böden, etc.). Zusätzliches 
Einkommen für Produzenten ist selbstver-
ständlich zu begrüssen. Es stellt sich je nach 
Betrieb die Frage, wie dieses Geld investiert 
wird (in höhere Löhne, in Produktionsinputs 
wie Maschinen und Düngemittel, in den 
Ausbau der Infrastruktur oder in die Um-
stellung auf nachhaltigere Produktionsme-
thoden). Dieser Zielkonflikt zwischen Pro-
duktion und Schutz der Ökosysteme steht 
auch im Zentrum der Debatten rund um die 
Neuausrichtung der Schweizer Agrarpolitik. 
 In ein moralisches Dilemma führen uns Ziel-
konflikte rund um Massnahmen zur Reduk-
tion der globalen Armut (z.B. im Rahmen 
der aktuell diskutierten Botschaft zur Inter-
nationalen Zusammenarbeit der Schweiz 
2021-2024, Unterziel 1.1) und einen effek-
tiven Klimaschutz. Es ist damit zu rechnen, 
dass der CO2-Ausstoss pro Kopf, beispiels-
weise in Indien, proportional zum höheren 
Einkommen steigt (wenn auch absolut ge-
sehen der Ausstoss weit vom Pro-Kopf-Ni-
veau der Schweiz entfernt ist). Damit wird 
die Erreichung der Pariser Klimaziele auch 
in der Schweiz erschwert. Auch in der 
Schweiz ist damit zu rechnen, dass bei zu-
sätzlichem Einkommen (1.2) die Mobilitäts-
bedürfnisse steigen. Gleichzeitig leiden 
niedrigere Einkommensschichten überpro-
portional an Lenkungsabgaben (13.2), wie 
sie im Zusammenhang mit der Umsetzung 
des Pariser Abkommens diskutiert werden. 
 Der Zugang zu erschwinglicher Energie, wie 
es das Unterziel 7.1 verlangt, begünstigt 
tendenziell den Überkonsum, was wiede-
rum der Umwelt und dem Klima schadet. 
Zudem gehen von günstiger Energie nega-
tive Anreize bezüglich effizientem Umgang 
mit Ressourcen, wie es die Kreislaufwirt-
schaft vorsieht, aus.  
Mögliche Priorisierung von Unterzielen 
Die Wechselwirkungsmatrix erlaubt uns eine zu-
sätzliche Auswertung (vgl. Abb. 5): Die Summe 
pro Zeile zeigt auf, wie hoch der Netto-Einfluss 
eines Unterziels ist. Je höher die Zahl desto hö-
her ist das Synergiepotenzial des Unterziels mit 
anderen politischen Handlungsbereichen. Um-
gekehrt bedeutet eine tiefe Punktezahl, dass das 
Unterziel möglicherweise Zielkonflikte mit ande-
ren politischen Handlungsbereichen verursacht. 
Diese Rangliste kann einen Hinweis geben, wel-
che Massnahmen bzw. Unterziele in der Strate-
gie Nachhaltige Entwicklung vorgezogen werden 
können. Ob diese Unterziele dann tatsächlich ra-
schere Fortschritte in anderen Politikbereichen 
versprechen, gilt es im Einzelfall zu prüfen. 
  
Abb. 5: Rangliste der Unterziele mit dem grössten Synergiepotenzial bzw. dem grössten Konfliktpotenzial für die Schweiz. 
Quelle: Auswertungen SDSN Switzerland 
Unterziel Punkte Unterziel Punkte
12.2 10 Nachhaltige Nutzung natürliche Ressourcen 2.3 -7 Verdoppelung landwirtschaftliche Produktivität und Einkommen
12.5 10 Abfallreduktion 7.1 -5 Zugang zu bezahlbarer Energie
13.2 10 Klimaschutzmassnahmen 1.a 0 Finanzielle Beiträge an globale Armutsreduktion
2.4 9 Nachhaltige Produktionssysteme für Nahrungsmittel 1.1 1 Reduktion extreme globale Armut
1.2 8 Armutreduktion (nationale Armutsdefinition)
7.2 8 Ausbau Erneuerbare Energien
7.3 8 Verdoppelung Energieeffizienz
8.4 8 Ressourceneffizienz / Entkoppelung Wachstum von Umweltzerstörung
15.1 8 Nachhaltige Nutzung Wasserökosysteme
Rangliste Unterziele
Unterziele mit Synergiepotenzial Unterziele mit Konfliktpotenzial
  9 
Box 2 – Quantitative Interaktionsanalyse auf Basis der MONET-Daten 
Ergänzend zur Wechselwirkungsanalyse (Kapitel 3) hat SDSN Switzerland im Sinne einer zusätzlichen Be-
trachtung eine quantitative Interaktionsanalyse der 24 prioritären Unterziele auf Basis des Monitoringsys-
tems für die Agenda 2030 (MONET 2030) des Bundesamts für Statistik durchgeführt. Damit soll illustriert 
werden, dass rein quantitative Ansätze für die Analyse der Wechselwirkungen zwischen den SDGs im Kon-
text der Schweiz nicht zielführend sind.  
Methodisches Vorgehen 
Für die Analyse wurden MONET-Indikatoren ausgewählt, für welche mindestens vier Dateneinträge im Zeit-
raum von 2000 und 2016 vorhanden sind.10 Die Analyse wurde entsprechend dem Ansatz der globalen Stu-
die von Pradhan et al. (2017) über eine Spearman Rangkorrelationsanalyse durchgeführt.11 Dieser Korrelati-
onskoeffizient berechnet ein Mass, welches die Stärke der Wechselwirkung zweier Variablen bewertet. 
Während positive Korrelationen (Korrelationskoeffizient > 0.6; grüne Felder) Synergiepotenziale bei der Um-
setzung der Agenda 2030 aufzeigen, weisen negative Korrelationen (Korrelationskoeffizient < -0.6; rote Fel-
der) auf mögliche Zielkonflikte hin (vgl. Abb. 6). Um eine Überinterpretation des Korrelationskoeffizienten zu 
vermeiden, werden Werte zwischen -0.6 und 0.6 nicht klassifiziert (gelbe Felder). Kein Eintrag (transparent) 
                                                          
10  Für eine detaillierte Übersicht der verwendeten MONET-Daten: https://bit.ly/2VunnlT  
11  Pradhan et al. (2017). A Systematic Study of Sustainable Development Goal (SDG) Interactions.  
https://agupubs.onlinelibrary.wiley.com/doi/epdf/10.1002/2017EF000632 
Abb. 6: Korrelationen (Synergien und Zielkonflikte) zwischen den SDG-Unterzielen für die Schweiz, berechnet über eine  
Spearman Rangkorrelationsanalyse 
Quelle: Bundesamt für Statistik Indikatorensystem MONET; Auswertungen SDSN Switzerland, in Anlehnung an Pradhan et al. (2017) 
Lesebeispiele:  
Rote Felder = Potenzielle Zielkonflikte: Die Gesamtmenge verursachter Siedlungsabfälle (Unterziel 12.5) korreliert mehrheitlich negativ. 
Dies kann darauf hindeuten, dass bei der Zielerreichung (weniger Abfall) ein Zielkonflikt mit anderen Unterzielen (beispielsweise die 
Reduktion des Energieverbrauchs, Unterziel 7.3) bestehen könnte. 
Grüne Felder = Potentielle Synergien: Der Material-Fussabdruck (12.2) pro Person korreliert positiv mit der Feinstaubkonzentration 
(3.9). Dies kann darauf hindeuten, dass bei der Zielerreichung (Senkung des Material-Fussabdruckes pro Person) Synergiepotenzial mit 
einem anderen Unterziel bestehen könnte (Senkung der Feinstaubkonzentration). 
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bedeutet, dass der festgelegte Signifikanzwert (p-Wert < 0.1) nicht erreicht wird und daher zwischen den 
jeweils analysierten Unterzielen kein Zusammenhang hergestellt werden kann. 
Welche Schlüsse können aus der quantitativen Analyse der Wechselwirkungen gezogen werden? 
 Datenlage: Die schweizerischen Indikatoren und Daten decken bislang nur einen Teil der bisher global 
vereinbarten 232 Indikatoren zum Monitoring der 169 Unterziele ab.12 Für einige Bereiche, wie dem Ziel 
„Bildung für Nachhaltige Entwicklung“ (Unterziel 4.7), sind im globalen Monitoringsystem noch keine 
Indikatoren definiert. Das für die Agenda 2030 erweiterte MONET-Indikatorensystem der Schweiz ist 
noch lückenhaft und beinhaltet gegenwärtig lediglich 85 Indikatoren. 
 Systemische Zusammenhänge der SDGs: Die Analyse nach Pradhan et al. (2017) zeigt auf, dass diese 
Methodik nur bedingt auf der Länderebene anwendbar ist. Die aktuelle Datenbasis und Datenqualität in 
der Schweiz genügen nicht, um aussagekräftige Analysen vorzunehmen. Zudem repräsentiert die Me-
thodik lediglich Korrelationen und lässt keine kausalen Folgerungen zu, auf welche die Politik mit ent-
sprechenden Massnahmen Einfluss nehmen könnte. Zudem können nach diesem Ansatz auch Schein-
korrelationen auf Länderbasis nicht ausgeschlossen werden. Um verlässlichere Aussagen zu Systemzu-
sammenhängen zu erhalten, muss daher die Korrelationsanalyse mit einer qualitativen Bewertungsme-
thode ergänzt werden (vgl. Wechselwirkungsanalyse in Kapitel 3). 
 Indikatorensysteme: Es muss grundsätzlich hinterfragt werden, inwiefern Indikatorensysteme für die Be-
trachtung von Synergien und Zielkonflikte verwendet werden können. die nicht spezifisch für entspre-
chende Anwendungszwecke konzipiert wurden. Werden solche Analysen dennoch vorgenommen, muss 
beispielswiese vorsichtig entschieden werden, ob absolute oder relative Indikatoren in die Berechnung 
einfliessen: Beim Vergleich des Indikators „Material-Fussabdruck“ (inländischer Rohstoffverbrauch, Un-
terziel 8.4) mit dem Indikator „Material Fussbadruck pro Person“ (12.2a) stellt man fest, dass diese ge-
gengleich mit anderen Indikatoren korrelieren – der Indikator Feinstaubkonzentration (3.9) korreliert 
negativ (Zielkonflikt) mit 8.4, jedoch positiv mit 12.2a (Synergie). 
  
                                                          
12  Liste der SDG-Indikatoren (Statistikamt der Vereinten Nationen) https://unstats.un.org/sdgs/indicators/indicators-list/  
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4. Handlungsempfehlungen für die Strategie Nachhaltige Entwicklung 
Die Analyse der Wechselwirkungen zwischen den 
SDGs und deren Einordnung mit Blick auf eine 
weitsichtige Nachhaltigkeitspolitik der Schweiz ist 
ein komplexes Unterfangen. Die meisten der poli-
tischen Handlungsbereiche sind vertrackt (vgl. 
Abb. 7). Es handelt sich um sogenannte Wicked 
Problems wie Klimawandel, Biodiversitätsverlust, 
nachhaltige Nahrungssysteme, Armutsbekämp-
fung, verantwortungsvolles Unternehmertum o-
der die Energiewende. Diese Themenbereiche 
werden von vielen Faktoren beeinflusst, die sich 
laufend verändern. Wirkungszusammenhänge 
sind nur rudimentär bekannt. Zudem sind Lö-
sungsstrategien kaum erprobt und gesellschafts-
politisch oft unbeliebt. 
Die Aufschlüsselung dieser «vertrackten Prob-
leme» muss deshalb für die Bürgerinnen und Bür-
ger einer zukunftsfähigen Schweiz eine prioritäre 
Gemeinschaftsaufgabe sein. Dies schliesst auch 
unsere Partner im Ausland ein, denn viele Heraus-
forderungen können nur im globalen Kontext ge-
löst werden. Die bisherigen Anstrengungen der 
Politik, Wissenschaft, Wirtschaft und Zivilgesell-
schaft reichen nicht. Gemeinsam mit allen Akteu-
ren müssen Transformationspfade zur Erreichung 
der SDGs bis 2030 entworfen und begangen wer-
den. 
Die nächste Strategie Nachhaltige Entwicklung 
und somit auch die Legislaturplanung 2020-2023 
bieten einen wichtigen Rahmen für diese Gemein-
schaftsaufgabe. SDSN Switzerland formuliert des-
halb drei Handlungsempfehlungen, wie Voraus-
setzungen zur Entwicklung von Transformations-
pfaden geschaffen werden können. Bei der Um-
setzung der Empfehlungen kommen dem Bundes-
rat (für die Setzung des politischen Kurses), dem 
Parlament (als gesetzgeberische Instanz), sowie 
dem 2019 neu geschaffenen „Direktionsgremium 
Agenda 2030“ (für die Koordination auf Stufe De-
partement und Ämter) Schlüsselrollen zu.  
 
 
 
 
 
 
Abb. 7: Wicked Problems 
Quelle: Messerli P., Bieri S., adaptiert aus «Können wir die Zukunft gestalten? Die Agenda 2030 als Impuls für die Handlungsfä-
higkeit der Schweiz», in: Bundeskanzlei. 2018, Die Schweiz 2030, La Suisse 2030, La Svizzera 2030; inspiriert von Stacey RD. 
1996. Strategic Management and Organisational Dynamics, 2nd edition, London: Pitman. 
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Empfehlung 1 – In Wissen und Konzepte zu Wechselwirkungen investieren 
Synergiepotenziale und mögliche Zielkonflikte 
zwischen einzelnen Sektoralpolitiken in der 
Schweiz sowie Ausstrahlungseffekte der Schwei-
zer Politik im Ausland sind bislang noch relativ we-
nig erforscht. Mit der Agenda 2030 werden diese 
Wechselwirkungen erstmals in einem Gesamtsys-
tem miteinbezogen. Der Bundesrat anerkennt 
diese Zusammenhänge denn auch grundsätzlich.13 
Gleichzeitig will er aber weder für den Aufbau von 
Transformationswissen noch für die dazu notwen-
dige Forschung – insbesondere trans- und inter-
disziplinäre Forschung – zusätzliche Mittel bereit-
gestellt werden.14  
Länder wie Deutschland, die Niederlande, Schwe-
den und Grossbritannien, und insbesondere auch 
die Europäische Union erhöhen ihre Förderbei-
träge für Nachhaltigkeitsforschung markant. Es 
werden entsprechende politische Vorgaben zu de-
ren Umsetzung gemacht.15 Renommierte Nach-
haltigkeitsforscher schlagen zudem eine „SDG in-
teractions knowledge platform“ vor, um Wissens-
lücken bezüglich Wechselwirkungen auf globaler, 
nationaler und subnationaler Ebene zu schliessen, 
transformative Forschung entsprechend anzu-
stossen und die Akteure bei der Setzung von poli-
tischen Prioritäten mit Evidenzen (empirische Stu-
dien, bewährte Praktiken, etc.) zu unterstützen.16 
Empfehlung 
Bundesrat und Parlament sollen die inter- und 
transdisziplinäre Forschung und Bildung zuguns-
ten der Transformation hin zu einer nachhaltigen 
Entwicklung als eigenständigen Bereich der 
Schweizerischen Forschungsförderung stärken. 
Die Fördergefässe inklusive der jeweiligen Res-
sortforschung der einzelnen Bundesämter sollen 
aufeinander abgestimmt werden, und die Aktivitä-
ten koordiniert und zentral mit markant mehr Mit-
teln ausgestattet werden. 
Empfehlung 2 – Lösungspartnerschaften in- und ausserhalb der Bundesverwaltung aufbauen 
Das Offenlegen von Verknüpfungen zwischen ein-
zelnen SDGs und deren systematische Erfassung 
kann bewirken, dass Entscheidungsträger aus un-
terschiedlichen Departementen und Bundesäm-
tern an einem Tisch zusammenfinden, um ge-
meinsam Synergien sowie Interessenskonflikte 
zwischen den sektoral ausgerichteten Politikfel-
dern zu identifizieren und prioritäre Massnahmen 
abzuleiten. Zwar kennt der Bund mehrere Pro-
zesse zur Förderung von Politikkohärenz – wie bei-
spielsweise die Ämterkonsultation, das Mitbe-
richtsverfahren des Bundesrats oder die (selten 
angewendete) Nachhaltigkeitsbeurteilung. Je-
doch steht bei diesen Prozessen oftmals nicht die 
gemeinsame Entwicklung von politischen Strate-
gien oder Aktionsplänen im Vordergrund. Viel-
mehr werden lediglich zusätzliche Inputs und 
                                                          
13  Vgl. Antwort des Bundesrats vom 30.11.2018 auf die In-
terpellation „Agenda 2030 als Referenzrahmen der 
Schweizer Innen- und Aussenpolitik“.  
14  Vgl. Antwort des Bundesrats vom 21.11.2018 auf die In-
terpellation „Forschung und Innovationen für die Umset-
zung der nachhaltigen Entwicklungsziele in der Schweiz“.  
15  Die Europäische Union stellt im Rahmen von Horizon Eu-
rope 2021-2027 über EUR 50 Mrd. für Forschung zuguns-
ten gesellschaftlicher Herausforderungen bereit. 
https://ec.europa.eu/commission/sites/beta-political/fi-
les/budget-may2018-research-innovation_en.pdf  
Sichtweisen in bereits ausgearbeitete politische 
Geschäfte integriert. Dabei wird oft übersehen, 
dass Politikkohärenz ein effektives Instrument für 
effizienten Mitteleinsatz darstellt. 
Empfehlung 
Das neu geschaffene Direktionskomitee Agenda 
2030 soll die Voraussetzungen und Formate schaf-
fen, dass die Zusammenarbeit zwischen den De-
partementen und Bundesämtern zugunsten kohä-
renter Strategien und Massnahmen zur Umset-
zung der Agenda 2030 verbessert wird. Zudem ist 
eine verstärkte Zusammenarbeit mit den Kanto-
nen und Gemeinden, der Wissenschaft, Wirt-
schaft und Zivilgesellschaft anzustreben.  
16  Nilsson et al. (2018). Mapping interactions between the 
sustainable development goals: lessons learned and ways 
forward. https://link.springer.com/ar-
ticle/10.1007/s11625-018-0604-z  
Die Forscher kommen zum Schluss, dass die wissenschaft-
liche Evidenz zu Wechselwirkungen noch schmal ist, zu-
mal die Bewertung spezifisch nach Kontext des Landes 
(geografische Lage, Verfügbarkeit natürlicher Ressourcen, 
verfügbare Technologien, institutioneller Aufbau) vorge-
nommen werden muss. Zudem wurden bisher auch kaum 
empirische Untersuchungen zu den Auswirkungen von 
Wechselwirkungen auf konkrete Politiken durchgeführt.  
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Zum Beispiel sogenannte Reallabore (Living Labs) 
und Social Labs bieten einen strukturierten Rah-
men um Lösungsstrategien für die Aufschlüsse-
lung von gesellschaftlichen Herausforderungen zu 
entwickeln und zu testen. Reallabore haben auch 
den gewollten Effekt, dass die Akteure mit Blick 
auf eine spätere politische und gesellschaftliche 
Umsetzung der betreffenden Strategien bereits 
von Beginn weg in einen Lernprozess eingebun-
den werden. 
Empfehlung 3 – Das Indikatorensystem für nachhaltige Entwicklung überprüfen und ausbauen 
Die quantitative Interaktionsanalyse (vgl. Box 2) 
hat gezeigt, dass das Monitoringsystem für die 
Agenda 2030 (MONET 2030) mit lediglich 85 Indi-
katoren der Komplexität der Agenda 2030 nicht 
gerecht wird. Mit den öffentlich verfügbaren Indi-
katoren und Daten sind nicht alle für die Schweiz 
relevanten Unterziele adäquat abgedeckt. Es feh-
len zum Teil vollständige, aktuelle und hochaufge-
löste Daten, welche für die Auswertungen der 
Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Sek-
toralpolitiken und für die Formulierung von robus-
ten Aussagen wichtig wären.17 
 
 
 
Empfehlung 
Damit die Wissenschaft die Zusammenhänge zwi-
schen den einzelnen Politikbereichen besser er-
forschen kann (vgl. Empfehlung 1), ist das Indika-
torensystem für nachhaltige Entwicklung in Zu-
sammenarbeit mit der Wissenschaft, Wirtschaft 
und Zivilgesellschaft rasch auszubauen und mit 
multidimensionalen Messgrössen über verschie-
dene Zeitschnitte zu ergänzen.  
Zudem empfiehlt SDSN Switzerland dem Bundes-
rat, die Handlungsoptionen für die Umsetzung der 
Agenda 2030 und insbesondere die entsprechen-
den Indikatoren mit ambitiösen Sollwerten bis 
zum Jahr 2030 zu ergänzen. Die weitere Finanzie-
rung des Monitorings (inkl. Ausbau) ist ab 2020 si-
cherzustellen. 
  
                                                          
17  Beispielsweise wird das Unterziel 2.4 „nachhaltige Nah-
rungsmittelproduktionssysteme“ mit Indikatoren zur 
Stickstoffbilanz und Treibhausgasemissionen aus der 
Landwirtschaft abgedeckt; es fehlen jedoch Indikator(en) 
zu den landwirtschaftlichen Methoden, welche zum Erhalt 
der Ökosysteme beitragen (z.B. Fläche biologischer Land-
bau). 
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Glossar – Prioritäre Unterziele 
1.1  Bis 2030 die extreme Armut - gegenwärtig definiert als der Anteil der Menschen, die mit weniger als 
1,25 Dollar pro Tag auskommen müssen - für alle Menschen überall auf der Welt beseitigen 
1.2  Bis 2030 den Anteil der Männer, Frauen und Kinder jeden Alters, die in Armut in all ihren Dimensio-
nen nach der jeweiligen nationalen Definition leben, mindestens um die Hälfte senken 
1.4  Bis 2030 sicherstellen, dass alle Männer und Frauen, insbesondere die Armen und Schwachen, die 
gleichen Rechte auf wirtschaftliche Ressourcen sowie Zugang zu grundlegenden Diensten, Grundei-
gentum und Verfügungsgewalt über Grund und Boden und sonstigen Vermögensformen, Erbschaf-
ten, natürlichen Ressourcen, geeigneten neuen Technologien und Finanzdienstleistungen einschliess-
lich Mikrofinanzierung haben 
1.a  Eine erhebliche Mobilisierung von Ressourcen aus einer Vielzahl von Quellen gewährleisten, ein-
schliesslich durch verbesserte Entwicklungszusammenarbeit, um den Entwicklungsländern und insbe-
sondere den am wenigsten entwickelten Ländern ausreichende und berechenbare Mittel für die Um-
setzung von Programmen und Politiken zur Beendigung der Armut in all ihren Dimensionen bereitzu-
stellen 
2.3  Bis 2030 die landwirtschaftliche Produktivität und die Einkommen von kleinen Nahrungsmittelprodu-
zenten, insbesondere von Frauen, Angehörigen indigener Völker, landwirtschaftlichen Familienbetrie-
ben, Weidetierhaltern und Fischern, verdoppeln, unter anderem durch den sicheren und gleichbe-
rechtigten Zugang zu Grund und Boden, anderen Produktionsressourcen und Betriebsmitteln, Wissen, 
Finanzdienstleistungen, Märkten sowie Möglichkeiten für Wertschöpfung und ausserlandwirtschaftli-
che Beschäftigung 
2.4 Bis 2030 die Nachhaltigkeit der Systeme der Nahrungsmittelproduktion sicherstellen und resiliente 
landwirtschaftliche Methoden anwenden, die die Produktivität und den Ertrag steigern, zur Erhaltung 
der Ökosysteme beitragen, die Anpassungsfähigkeit an Klimaänderungen, extreme Wetterereignisse, 
Dürren, Überschwemmungen und andere Katastrophen erhöhen und die Flächen- und Bodenqualität 
schrittweise verbessern 
3.9  Bis 2030 die Zahl der Todesfälle und Erkrankungen aufgrund gefährlicher Chemikalien und der Ver-
schmutzung und Verunreinigung von Luft, Wasser und Boden erheblich verringern 
4.7  Bis 2030 sicherstellen, dass alle Lernenden die notwendigen Kenntnisse und Qualifikationen zur För-
derung nachhaltiger Entwicklung erwerben, unter anderem durch Bildung für nachhaltige Entwick-
lung und nachhaltige Lebensweisen, Menschenrechte, Geschlechtergleichstellung, eine Kultur des 
Friedens und der Gewaltlosigkeit, Weltbürgerschaft und die Wertschätzung kultureller Vielfalt und 
des Beitrags der Kultur zu nachhaltiger Entwicklung 
6.3  Bis 2030 die Wasserqualität durch Verringerung der Verschmutzung, Beendigung des Einbringens und 
Minimierung der Freisetzung gefährlicher Chemikalien und Stoffe, Halbierung des Anteils unbehan-
delten Abwassers und eine beträchtliche Steigerung der Wiederaufbereitung und gefahrlosen Wie-
derverwendung weltweit verbessern 
7.1  Bis 2030 den allgemeinen Zugang zu bezahlbaren, verlässlichen und modernen Energiedienstleistun-
gen sichern 
7.2  Bis 2030 den Anteil erneuerbarer Energie am globalen Energiemix deutlich erhöhen 
7.3  Bis 2030 die weltweite Steigerungsrate der Energieeffizienz verdoppeln 
8.4 Bis 2030 die weltweite Ressourceneffizienz in Konsum und Produktion Schritt für Schritt verbessern 
und die Entkopplung von Wirtschaftswachstum und Umweltzerstörung anstreben, im Einklang mit 
dem Zehnjahres-Programmrahmen für nachhaltige Konsum- und Produktionsmuster, wobei die ent-
wickelten Länder die Führung übernehmen 
12.2  Bis 2030 die nachhaltige Bewirtschaftung und effiziente Nutzung der natürlichen Ressourcen errei-
chen 
12.5  Bis 2030 das Abfallaufkommen durch Vermeidung, Verminderung, Wiederverwertung und Wiederver-
wendung deutlich verringern  
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12.6  Die Unternehmen, insbesondere große und transnationale Unternehmen, dazu ermutigen, nachhal-
tige Verfahren einzuführen und in ihre Berichterstattung Nachhaltigkeitsinformationen aufzunehmen 
13.2  Klimaschutzmassnahmen in die nationalen Politiken, Strategien und Planungen einbeziehen 
13.3  Die Aufklärung und Sensibilisierung sowie die personellen und institutionellen Kapazitäten im Bereich 
der Abschwächung des Klimawandels, der Klimaanpassung, der Reduzierung der Klimaauswirkungen 
sowie der Frühwarnung verbessern 
15.1  Bis 2020 im Einklang mit den Verpflichtungen aus internationalen Übereinkünften die Erhaltung, Wie-
derherstellung und nachhaltige Nutzung der Land- und Binnensüsswasser-Ökosysteme und ihrer 
Dienstleistungen, insbesondere der Wälder, der Feuchtgebiete, der Berge und der Trockengebiete, 
gewährleisten 
15.2  Bis 2020 die nachhaltige Bewirtschaftung aller Waldarten fördern, die Entwaldung beenden, geschä-
digte Wälder wiederherstellen und die Aufforstung und Wiederaufforstung weltweit beträchtlich er-
höhen 
15.3 Bis 2030 die Wüstenbildung bekämpfen, die geschädigten Flächen und Böden einschliesslich der von 
Wüstenbildung, Dürre und Überschwemmungen betroffenen Flächen sanieren und eine Welt anstre-
ben, in der die Landverödung neutralisiert wird 
15.4  Bis 2030 die Erhaltung der Bergökosysteme einschliesslich ihrer biologischen Vielfalt sicherstellen, um 
ihre Fähigkeit zur Erbringung wesentlichen Nutzens für die nachhaltige Entwicklung zu stärken 
15.5  Umgehende und bedeutende Massnahmen ergreifen, um die Verschlechterung der natürlichen Le-
bensräume zu verringern, dem Verlust der biologischen Vielfalt ein Ende zu setzen und bis 2020 die 
bedrohten Arten zu schützen und ihr Aussterben zu verhindern 
15.a  Finanzielle Mittel aus allen Quellen für die Erhaltung und nachhaltige Nutzung der biologischen Viel-
falt und der Ökosysteme aufbringen und deutlich erhöhen 
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Sustainable Development Solutions Network Switzerland 
SDSN Switzerland mobilisiert Universitäten, Forschungszentren, zivilgesellschaftliche Organisationen und Un-
ternehmen, um gemeinsam transformative Lösungen zur Umsetzung der Agenda 2030 und des Pariser 
Klimaabkommens in der Schweiz und darüber hinaus zu gestalten. 
SDSN Switzerland verfolgt 3 Ziele, die aufeinander aufbauen:  
 Multi-Stakeholder Dialoge gestalten: Der kontinuierliche Austausch von Ideen und Erfahrungen wird an-
gekurbelt, und Denkräume für die Wissenschaft, Verwaltung, Privatwirtschaft und Zivilgesellschaft wer-
den geschaffen um holistische Lösungsansätze zu fördern, das Engagement zu steigern und konkrete 
Umsetzungsmassnahmen zu ermöglichen. 
 Transformationsorientierte Lösungen fördern: Wissenschaftliche Erkenntnisse und transdisziplinäres 
Wissen werden zur Entwicklung von evidenzbasierten Lösungen, integrierten politischen Strategien und 
systemischen Veränderungen genutzt. 
 Entscheidungsträger beraten: Den Entscheidungsträgern in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft wird evi-
denzbasierte Beratung angeboten, um Lücken bei der Ausgestaltung von politischen Strategien zu füllen 
und normative Veränderungen anzustossen. 
SDSN Switzerland wurde im April 2017 gegründet und am 15. Februar 2018 offiziell lanciert. Es zählt 35 Mit-
glieder (Stand Mai 2019). SDSN Switzerland ist dem internationalen SDSN angeschlossen, das 2012 durch den 
UN-Generalsekretär Ban Ki-moon lanciert wurde. Das UN SDSN zählt 900 Mitgliederorganisationen aus 110 
Ländern, sowie 31 nationale und regionale SDSN Ableger. 
 
